
 

 

 

Sehr geehrte Frau Kautz, 
anbei erhalten Sie die Teilstellungnahme der Abteilung Bodendenkmalpflege; die 
Teilstellungnahme der Abt. Bau- und Kunstdenkmalpflege geht Ihnen ggf. 
gesondert zu. 

Zu oben genanntem Vorhaben erhalten Sie aus Sicht des Landesamtes für 
Denkmalpflege und Archäologie (LDA) folgende fachliche Stellungnahme zu 
archäologischen Belangen.  

Im Bereich des geplanten Vorhabens befinden sich gemäß § 2 DenkmSchG LSA 
archäologische Kulturdenkmale (Rohstoffabbau: undatiert). 

Im Umfeld des geplanten Vorhabens befinden sich gemäß § 2 DenkmSchG LSA 
archäologische Kulturdenkmale (Siedlungen: undatiert, Neolithikum, Bronzezeit; 
Fundstellen: vorrömische Eisenzeit, römische Kaiserzeit-Völkerwanderungszeit; 
Rohstoffabbau: undatiert; Hügelanlage: undatiert); zur Ausdehnung vgl. Anlage. 

 

Das Areal liegt östlich der zukünftigen Trasse der A 143 auf relativ ebenem 
Gelände. Außerhalb des Vorhabensgebiets fällt das Areal nach Osten und Süden 
deutlich ab. Im Umfeld des Vorhabensgebiets fließen mehrere wasserführende 
Gräben, bei denen es sich um ehemalige Bachläufe handelt.  

Gewässerbereiche zogen die Menschen seit je her an. Sachsen-Anhalt wird vom 
Menschen seit über 400.000 Jahren aufgesucht. Zu dieser Zeit bis um ca. 5.500 
v. Chr. waren die Menschen noch nicht sesshaft, sondern lebten nomadisch als 
Sammler und Jäger. Im Bereich von Wasserläufen oder Seen wurden saisonal 
Rastplätze errichtet, einige wurden – so zeigen es die aktuellen Grabungen – 
von Zeit zu Zeit, vielleicht auch Jahr um Jahr, immer wieder aufgesucht und 
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genutzt. Vor rund 7.000 Jahren wurde die jahrtausendelang erprobte Lebens- 
und Wirtschaftsweise zugunsten von Ackerbau und Viehzucht aufgegeben; die 
Menschen wurden sesshaft. In die noch geschlossene Walddecke wurden kleine 
Inseln gerodet – hier entstanden Ackerflächen und Siedlungen. Bei der 
Standortwahl war stets neben Bodenqualität und Ausrichtung vor allem die 
Gewässernähe ein wichtiger Parameter.  

Die Mehrheit der Bodendenkmale liegen unmittelbar oder nahe an bestehenden 
oder ehemaligen Gewässern (Seen, Weiher, Flüsse Bäche, Quellen, Sölle) bzw. 
deren angrenzenden organischen Bildungen (Moor, Anmoor) und Feuchtböden; 
sie reihen sich oft perlschnurartig an solchen auf. Während aller Epochen waren 
Gewässer, insbesondere Fließgewässer und ihre Auen von ganz besonderer 
Bedeutung. Sie bilden die Grundlage für Versorgung und Ernährung. Im 
Vergleich zu den Befunden und Funden, die auch auf Trockenböden gemacht 
werden können, kommt hier ein weiterer entscheidender Faktor hinzu: Bei den 
Flusslandschaften handelt es sich um Feuchtgebiete mit besonderen Konser-
vierungsbedingungen für organisches Material. Hier können sich unter 
Sauerstoffabschluss komplette Holzkonstruktionen, Knochen, aber auch Leder-, 
Textil- und Pflanzenobjekte erhalten. Letztlich sind die Auen und Moore somit 
hochauflösende Bodenarchive zur Rekonstruktion von Landschaft, Flora, Fauna 
und Klimaentwicklung. 

Im Vorhabensgebiet liegen durch Luftbilder bekannte Abbaustellen, die als 
Pingen identifiziert werden können. Weitere Pingen sind als charakteristische 
Trichter im digitalen Geländemodell im Nordbereich des Vorhabensgebiets 
erkennbar. Bei Pingen handelt es sich meist um mittelalterliche Erschließungen 
von oberflächennahen Rohstoffen. Dabei kann es sich sowohl um verstürzte, 
oberflächennahe Gänge, aber auch um Tagesbaurestlöcher handeln. Bereits in 
der vorrömischen Eisenzeit wurden solche Trichtergruben angelegt, das Gros 
entstammt jedoch dem Mittelalter. Das öffentliche Interesse ist gegeben. 

Im Umfeld östlich des Vorhabensgebiets liegt eine ebenfalls bislang undatierte 
Siedlung, die durch Luftbilder bekannt ist. Hier befindet sich auch ein künstlicher 
Hügel, bei dem es sich auch um eine mittelalterliche Halde handeln kann.  

Westlich des Vorhabensgebiets befunden sich Siedlungen des Neolithikums und 
Bronzezeit. Hier liegen auch Fundstellen der vorrömischen Eisenzeit und der 
römischen Kaiserzeit – Völkerwanderungszeit. 

Durch die dichte Lage verschiedener Bergbauhinterlassenschaften im und im 
unmittelbaren Umfeld des Vorhabensgebiets liegt hier eine historische 
Kulturlandschaft vor, die eine hohe Bedeutung hat. Unterstrichen wird dies noch 
durch die in der Nähe liegenden prähistorischen Siedlungen und Fundplätze. In 
dem Zusammenhang ist auch mit Bestattungen der Bronzezeit zu rechnen, die 
im Umfeld der Siedlungen angelegt wurden. Die Erfassung solcher kompakten 
Kulturlandschaften liefert Erkenntnisse, die von hoher Bedeutung sind. 
 

Aus Sicht der archäologischen Denkmalpflege bestehen insgesamt aufgrund der 
topographischen Situation und der naturräumlichen Gegebenheiten (Bodenquali-
tät, Gewässernetz, klimatische Bedingungen) sowie aufgrund analoger Gege-
benheiten vergleichbarer Siedlungsregionen begründete Anhaltspunkte (vgl. § 
14 (2) DenkmSchG LSA), dass bei Bodeneingriffen bislang unbekannte Boden-
denkmale entdeckt werden. Denn zahlreiche Beobachtungen haben innerhalb 
der letzten Jahre gezeigt, dass uns aus Luftbildbefunden, Lesefunden etc. nicht 
alle archäologischen Kulturdenkmale bekannt sind und nicht bekannt sein 
können; vielmehr werden diese oftmals erst bei invasiven Eingriffen erkannt. 
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Gemäß § 2 in Verb. mit § 18 (1) DenkmschG LSA entsteht ein Denkmal ipso iure 
und nicht durch einen Verwaltungsakt. Alle Kulturdenkmale genießen gemäß § 
14 (1) und § 14 (2) Gleichbehandlung. 

O. g. Baumaßnahme (PV-Anlage in Leichtbauständerbauweise) führt zu Eingrif-
fen, Veränderungen und Beeinträchtigungen der Kulturdenkmale. Gemäß § 1 
und § 9 DenkmSchG LSA sind archäologische Kulturdenkmale im Sinne des 
DenkmSchG LSA zu schützen, zu erhalten und zu pflegen (substanzielle Primär-
erhaltungspflicht). Hierbei erstreckt sich der Schutz auf die gesamte Substanz 
des Kulturdenkmales einschließlich seiner Umgebung, soweit dies für die Erhal-
tung, Wirkung, Erschließung und die wissenschaftliche Forschung von Bedeu-
tung ist. 

Die denkmalrechtliche Genehmigung ist ein mitwirkungsbedürftiger Verwaltungs-
akt. Liegen begründete Anhaltspunkte vor, dass bei Erdeingriffen archäologische 
Kulturdenkmale verändert werden, kann ein repräsentatives Dokumentationsver-
fahren mit Ziel zur Qualifizierung und Quantifizierung der archäologischen Evi-
denz innerhalb des eingegrenzten Planungsgebietes zuzüglich begründeter An-
haltspunkte für Kulturdenkmale dazu dienen, das Versagen einer Genehmigung 
abzuwenden. Dieser Schritt kann der Genehmigung vorgelagert oder von dieser 
umfasst sein.  

Um die Grundlage für eine denkmalrechtliche Genehmigung (Art und Weise 
der Errichtung) zu schaffen und die Vorgaben für die Dokumentation zu 
ermöglichen, muss aus facharchäologischer Sicht den Baumaßnahmen ein 
fachgerechtes und repräsentatives Dokumentationsverfahren zur 
Qualifizierung und Quantifizierung der archäologischen Evidenz 
(Magnetometerdokumentation im Bereich der Modultische mit 
Bodenaufschlüssen für Referenzdokumentation sowie ein 1. 
Dokumentationsabschnitt mit Oberbodenabnahme in einem repräsen-
tativen Raster im Bereich von Zuwegungen, Trafostationen, etc.) vorge-
schaltet werden.  

Die Kosten der durch das LDA LSA durchzuführenden Dokumentation zur 
Qualifizierung und Quantifizierung der archäologischen Evidenz fallen gem. 
DenkmSchG LSA und in ständiger Rechtsprechung des OVG LSA nicht in die 
Prüfung der Zumutbarkeit, da sie der Herstellung der Genehmigungsfähigkeit 
dienen (vgl. OVG LSA  2 L 154/10 Rdnr. 64); also dem Antragsteller dazu dient, 
die begehrte Genehmigung zu erhalten.  

Im Anschluss ist zu prüfen, in welcher Art und Weise der Errichtung aus 
facharchäologischer Sicht zugestimmt werden kann – möglicherweise 
unter der Bedingung, dass entsprechend § 14 (9) eine fachgerechte 
archäologische Dokumentation nach den derzeitig gültigen Standards des 
LDA LSA durchgeführt wird (Sekundärerhaltung) oder aber in Teilbereichen 
die Ständerleichtbauweise zugunsten einer noninvasiven Bauweise 
verändert wird. So ist eine dem Kulturdenkmal angemessene Art und Weise 
der Errichtung gewährleistet.  

 

Bei Bodeneingriffen für interne Verkabelungen, Zuleitungen, Zaunsetzun-
gen etc. wird gem. § 14 (9) DenkmSchG LSA eine baubegleitende archäolo-
gische Dokumentation erforderlich. 

Die Dokumentation ist gem. § 5 Abs. 2 DenkmSchG LSA durch das LDA LSA 
durchzuführen. Die Ausführungen zur erforderlichen archäologischen Dokumen-
tation (Geländearbeit mit Vor- und Nachbereitung, restauratorischer Sicherung, 
Inventarisierung) sind in Form einer schriftlichen Vereinbarung zwischen 
Bauherrn und LDA LSA abzustimmen. Dabei gilt für die Kostentragungspflicht 
entsprechend DenkmSchG das Verursacherprinzip; siehe auch Hinweise zu den 
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Erläuterungen und Verwaltungsvorschriften zum Denkmalschutzgesetz des 
Landes Sachsen-Anhalt (Bek. der StK vom 14.5.2021 – 63.57704 in MBl. LSA, 
329) zu § 14 Abs. 9. Die Vereinbarung ist in Kopie der unteren Denkmalschutz-
behörde unverzüglich nach Unterzeichnung, jedoch spätestens mit der Baube-
ginnanzeige zu überreichen. Art, Dauer und Umfang der Dokumentation sind 
rechtzeitig mindestens 12 Wochen im Vorfeld der Maßnahme mit dem LDA ver-
bindlich abzustimmen. 

 
Bitte betrachten Sie dieses Schreiben als Information, nicht als 
verwaltungsrechtlichen Bescheid. Ein Antrag auf denkmalrechtliche 
Genehmigung ist ggf. bei der zuständigen Denkmalschutzbehörde einzureichen. 

 

Als Ansprechpartner für Belange der archäologischen Bodendenkmalpflege steht 
Ihnen Herr Kühlborn zur Verfügung, Tel.: 0345/5247-414; Fax: 0345/5247-460;  
E-Mail: mkuehlborn@lda.stk.sachsen-anhalt.de. 

 
Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

 

 

Marc Kühlborn M.A. 
 

Anlage: - Kartierung der archäologischen Kulturdenkmale (Stand Juli 2024) 

Verteiler: - z. d. A. 

 - Lkr. Saalekreis UDschB (per E-Mail)  


